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Frank Bauer  
 

Mit der Publikation von Stellungnahmen zu öffentlichen Anhörungen der parlamentarischen 
Gremien des Bundes und der Länder oder zu aktuellen, zentralen Themen der Arbeitsmarkt-
politik will das IAB der Fachöffentlichkeit und der externen Wissenschaft einen Einblick in 
seine wissenschaftliche Politikberatung geben. 

IAB intends to give professional circles and external researchers an insight into its scientific 
policy advisory services by publishing comments on the public hearings of parliamentary 
committees of the Federal Government and the Federal States and on current central topics 
of labour market policy. 
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Zusammenfassung 

Das IAB äußert sich in dieser Stellungnahme zum Antrag der Fraktion der SPD und 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Landtag Nordrhein-Westfalen: „Förderung 
eines dauerhaften sozialen Arbeitsmarktes – Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzieren“ 
(Drucksache 16/8655) und dem Antrag der Landtagsfraktion der FDP: „Betreuung 
und Qualifizierung von Langzeitarbeitslosen in NRW verbessern – Vermittlung in 
den ersten Arbeitsmarkt muss Vorrang vor öffentlich geförderter Beschäftigung ha-
ben“ (Drucksache 16/6681). 

Das IAB geht in seiner Stellungnahme auf folgende Aspekte der Förderung eines 
sozialen Arbeitsmarkts ein: Zunächst werden die Verfestigung der Langzeitarbeits-
losigkeit und die sich daraus ergebenden Konsequenzen für die soziale Teilhabe 
der Betroffenen erörtert. Danach werden die Merkmale dargestellt, die auf der Indi-
vidualebene die Wahrscheinlichkeit einer Integration in den ersten Arbeitsmarkt re-
duzieren. Die Vielfalt dieser Merkmale zeigt, wie heterogen die Zielgruppe ist. Dar-
aus wird in einem dritten Schritt abgeleitet, dass es bedarfs- und zielgruppenspezifi-
sche Angebote geben muss – auch solche Angebote wie den sozialen Arbeitsmarkt, 
der nicht unmittelbar auf die Arbeitsmarktintegration der Geförderten zielt. Im An-
schluss daran werden Ergebnisse aus Evaluationsstudien referiert, die sich auf Pro-
gramme der öffentlich geförderten sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 
bezogen haben. Einen besonderen Stellenwert nehmen dabei erste Ergebnisse 
einer aktuellen Studie zu den „Modellprojekten öffentlich geförderte Beschäftigung in 
NRW“ ein. Abschließend werden Überlegungen zum Passiv-Aktiv-Transfer zur Fi-
nanzierung eines sozialen Arbeitsmarkts diskutiert. 

 

Abstract 

In this statement, IAB is commenting on the motion of the parliamentary group, the 
SPD (Social Democratic Party) and the parliamentary group Bündnis 90/Die Grünen 
(Alliance 90/The Greens) in the Landtag Nordrhein-Westfalen (State Parliament of 
North Rhine-Westphalia: "Förderung eines dauerhaften sozialen Arbeitsmarktes – 
Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzieren" (Subsidizing a permanent social labour mar-
ket – Financing work instead of unemployment" (printed document 16/8655) along 
with the motion of the parliamentary group, the FDP (Free Democratic Party) in the 
State Parliament of North Rhine-Westphalia: "Betreuung und Qualifizierung von 
Langzeitarbeitslosen in NRW verbessern – Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt 
muss Vorrang vor öffentlich geförderter Beschäftigung haben" (Improving the sup-
port for and qualifications of the long-term unemployed in North Rhine-Westphalia 
(NRW) – Placement in the regular labour market must have priority over publically 
subsidized employment" (printed document 16/6681). 
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In this statement, IAB is responding to the following aspects relating to the subsidi-
zation of a social labour market: We first discuss the solidification of long-term un-
employment and the consequences resulting from this in relation to the social partic-
ipation of those affected. After that, characteristics are presented which reduce the 
chances of integration into the regular labour market on an individual basis. The 
diversity of these characteristics shows how heterogeneous the target group is. 
From this, in a third step, it is then deduced that offers tailored to persons with spe-
cific needs and to specific target groups must exist – including offers, such as the 
social labour market which does not aim directly at integrating those subsidized into 
the regular labour market. Following this, the results of evaluation studies relating to 
programmes of publically subsidized employment subject to social security contribu-
tions are commented on. Here a special focus is on the initial results of a current 
study on "Modellprojekten öffentlich geförderte Beschäftigung in NRW" (Model pro-
jects of publically subsidized employment in North Rhine-Westphalia). Finally, reflec-
tions on passive-active-transfer as a means to financing the social labour market are 
discussed. 
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1 Zur Verfestigung von Langzeitarbeitslosigkeit  
und deren Konsequenzen für die soziale Teilhabe   

Zwischen den Jahren 2006 und 2012 ist die Langzeitarbeitslosigkeit im gesamten 
Bundesgebiet und auch in Nordrhein-Westfalen (NRW) deutlich zurückgegangen. 
Dieser Rückgang stagniert allerdings seit 2012 (vgl. Abbildung 1), in NRW ist die 
Langzeitarbeitslosigkeit sogar zwischenzeitlich wieder gestiegen. Diese Stagnation 
ist auch dadurch beeinflusst, dass die Eintritte in verschiedene Fördermaßnahmen 
und in öffentlich geförderte Beschäftigung seit 2012 massiv zurückgegangen sind. In 
NRW liegt der Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen Arbeitslosen mit 44 Prozent 
deutlich höher als im Bundesdurchschnitt (37%) bzw. im Durchschnitt der übrigen 
Bundesländer (35%). 

Während die Langzeitarbeitslosigkeit stagniert, hat sich allerdings das Beschäfti-
gungswachstum in Deutschland fortgesetzt. Das bedeutet, dass die Langzeitarbeits-
losen vom jüngsten Beschäftigungswachstum weniger stark profitiert haben als in 
der Vergangenheit. Gleichzeitig hat der Anteil von Langzeitarbeitslosen mit Merkma-
len, die eine Integration in den ersten Arbeitsmarkt erschweren, zugenommen. 

Abbildung 1: Entwicklung des Bestands und der Quoten von Arbeitslosigkeit 
und Leistungsbezug von 2008 bis 2014 in Deutschland 
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Die Verfestigung der Langzeitarbeitslosigkeit hat erhebliche Konsequenzen. Für die 
Betroffenen bedeutet sie das Risiko materieller, sozialer und kultureller Teilhabede-
fizite, denn in der deutschen Arbeitsgesellschaft kommt der Erwerbsarbeit eine zent-
rale Rolle bei der Vermittlung gesellschaftlicher Teilhabe zu. Dabei spielt vor allem 
das Erwerbseinkommen eine Rolle, mit dem gesellschaftlicher Status und Anerken-
nung, die Teilnahme am sozialen Leben sowie materielle Teilhabe eng verknüpft 
sind. 

Christoph et al. (2015: 2 f.) verweisen darauf, dass „das Gefühl gesellschaftlicher 
Zugehörigkeit mit dem Erwerbsstatus zusammenhängt: Erwerbstätige – insbeson-
dere in ,regulären`, unbefristeten Beschäftigungsverhältnissen – fühlen sich besser 
in die Gesellschaft integriert als Arbeitslose (Gundert/Hohendanner 2014a). Hinge-
gen kann Langzeitarbeitslosigkeit das Gefühl sozialer Zugehörigkeit beeinträchtigen, 
wozu auch Stigmatisierungserfahrungen der Betroffenen beitragen können (Hirse-
land/Ramos Lobato 2014). Der Blick auf die Situation in der Grundsicherung unter-
streicht zudem, dass die Leistungsempfänger mitunter von erheblichen Versor-
gungsdefiziten betroffen sind, die bei längeren Bezugsdauern tendenziell höher aus-
fallen (Christoph/Lietzmann 2013). Die durch den Wegfall der Erwerbsarbeit ausge-
lösten materiellen Probleme können eng mit Einschränkungen der sozialen Teilhabe 
verbunden sein. Diese schlagen sich im Rückgang sozialer Aktivitäten bzw. Kontak-
te, etwa zu Kollegen, nieder (Marquardsen 2012). Zudem trägt Arbeitslosigkeit zur 
Destrukturierung des Alltags bei und begünstigt die Entstehung bzw. Verstärkung 
gesundheitlicher Probleme (Eggs 2013).“ 

2 Merkmale, die die Wahrscheinlichkeit einer Integration in 
den ersten Arbeitsmarkt erschweren 

Angesichts der wichtigen Rolle, die der Erwerbsarbeit zukommt, und der Tatsache, 
dass Langzeitarbeitslose gleichzeitig per definitionem besonders nachhaltig vom 
Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind, ist es von großer Bedeutung, die Heterogenität 
der Integrationshemmnisse zur Kenntnis zu nehmen, wenn man über die Möglich-
keiten, Übergänge aus der Langzeitarbeitslosigkeit in den Arbeitsmarkt zu fördern, 
nachdenkt. Grob klassifiziert kann man zwischen personenbezogenen, qualifikatori-
schen und in der Haushaltskonstellation der Langzeitarbeitslosen begründeten In-
tegrationshemmnissen unterscheiden. Die folgende Tabelle weist verschiedene 
Hemmnisse und ihre Wirkung auf die Abgangswahrscheinlichkeit in Erwerbstätigkeit 
aus. So verringert sich bei einem Alter zwischen 51 und 64 Jahren die Wahrschein-
lichkeit eines Abgangs in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung mit einem 
Gehalt von mehr als 400 Euro um 10,1 Prozentpunkte. 
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Tabelle: Vermittlungshemmnisse und ihre Wirkung auf die 
      Abgangswahrscheinlichkeit in Erwerbstätigkeit 

Hemmnis Wirkung auf Abgangswahrschein-
lichkeit* in Prozentpunkten 

51 bis 64 Jahre -10,1 

Selbst zugewandert -5,1 

Sprache im Haushalt nicht deutsch -5,1 

Kein Schulabschluss -5,4 

Kein Ausbildungsabschluss -5,9 

Schwere gesundheitliche. Einschränkung -7,2 

Kontinuierlicher Bezug -9,2 

Frau, Alleinerziehend, Kind unter 3 Jahren -14,7 

Frau, mit Partner, Kind unter 3 Jahren -14,4 

Frau, Alleinerziehend, Kind über 3 Jahre -8,4 

Frau, mit Partner, Kind über 3 Jahre -8,4 

Pflege, 10 Stunden/Woche oder mehr -7,1 

*Ende Bezug und Erwerbstätigkeit mit einem Einkommen von mehr als 400 Euro. 
Quelle: Achatz/Trappmann 2011, PASS. 
 
 
Es ist unmittelbar einleuchtend, dass die verschiedenen Merkmale auf in der Sache 
grundlegend unterschiedliche Phänomene verweisen und damit auch auf unter-
schiedliche Handlungsbedarfe und Unterstützungsangebote. Zudem ist die statisti-
sche Gruppe der Langzeitarbeitslosen sehr heterogen: Es gibt eine große Zahl un-
terschiedlicher Vermittlungshemmnisse und gleichzeitig liegen häufig auf individuel-
ler Ebene komplexe Problemlagen vor, weil gleich mehrere Vermittlungshemmnisse 
zusammenkommen. Lange Arbeitslosigkeit, gesundheitliche Einschränkungen und 
fortgeschrittenes Alter gehen zum Beispiel häufig Hand in Hand. Nur acht Prozent 
der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten weisen keine Vermittlungshemmnisse, 22 
Prozent nur ein Vermittlungshemmnis auf (vgl. Abbildung 2). Bei mehr als zwei Drit-
tel aller erwerbsfähigen Leistungsberechtigten liegen dagegen mehrere Vermitt-
lungshemmnisse vor, wie die erste Erhebungswelle der IAB-Studie „Panel Arbeits-
markt und soziale Sicherung“ (PASS) zeigt, die zwischen Ende 2006 und Mitte 2007 
durchgeführt wurde. 
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Abbildung 2: Kumulation von Vermittlungshemmnissen auf Individualebene 
 

 
Quelle: Achatz/Trappmann 2011. 
 
 
Das macht es für arbeitsmarktpolitische Interventionen entsprechend schwer, den 
komplexen Problemlagen gerecht zu werden. So zeigen Analysen auf Basis des 
PASS, dass die Wahrscheinlichkeit eines Übergangs in Erwerbstätigkeit sich prak-
tisch mit jedem zusätzlichen Hemmnis halbiert (vgl. Abbildung 3). Bei vier und mehr 
Hemmnissen beträgt die Übergangswahrscheinlichkeit bereits nahe null 
(Achatz/Trappmann 2011). 

 
Abbildung 3: Übergangswahrscheinlichkeit nach Anzahl der Risikomerkmale 

(in Prozent) 
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3 Heterogenität der Langzeitarbeitslosigkeit und  
Notwendigkeit von bedarfslagenspezifischen Angeboten 

Die Heterogenität der Ausgangssituation und die geringen Übergangswahrschein-
lichkeiten, die mit komplexen individuellen Problemlagen einhergehen, verweisen 
darauf, dass nicht alle Maßnahmen und Programme zur Integration in den ersten 
Arbeitsmarkt für alle Langzeitarbeitslosen erfolgsversprechend sind. Gerade ange-
sichts der Komplexität der Problemlagen von Langzeitarbeitslosen ist es von großer 
Relevanz zu differenzieren, mit welcher Maßnahme welches Ziel verfolgt werden 
soll, und welche Aussicht für die Adressatengruppe besteht, diese Ziele auch tat-
sächlich zu erreichen. Geht es primär um die Integration in den allgemeinen Ar-
beitsmarkt oder zunächst um die Förderung der Beschäftigungsfähigkeit? Oder ist 
davon auszugehen, dass für die Zielgruppe in einem ersten Schritt nur die Siche-
rung sozialer Teilhabe geboten ist, weil die Erreichung weiterer Ziele zunächst aus-
sichtslos ist?  

Will man das langfristige Ziel der Arbeitsmarktintegration nicht gänzlich aus den 
Augen verlieren, müssen die Ziele, die für eine Adressatengruppe erreichbar sind, 
und die Zeit, die für die Zielerreichung gebraucht wird, aufeinander abgestimmt sein. 
Verschiedene Maßnahmetypen sollten dementsprechend nicht gegeneinander aus-
gespielt werden. Angesichts der unterschiedlichen Ausgangssituation bei Langzeit-
arbeitslosen ist es kein Widerspruch, Interventionsformen wie Verbesserung der 
Beratung, Betreuung und Vermittlung ebenso anzubieten wie Förderung durch akti-
ve Arbeitsmarktpolitik, insbesondere durch Weiterbildung und, last but not least, die 
Förderung eines sozialen Arbeitsmarkts als besonderem Zielgruppenprogramm, 
denn das Angebot muss sich nach der jeweiligen Zielgruppe richten. 

Versteht man den sozialen Arbeitsmarkt als ein Zielgruppenprogramm, bedeutet das  
in diesem Fall bei Adressaten anzusetzen, bei denen die Integration in den allge-
meinen Arbeitsmarkt mittel- oder langfristig aussichtslos ist. Dementsprechend ist 
die Wiedereingliederung der Geförderten in den ersten Arbeitsmarkt nicht das vor-
rangige Ziel des sozialen Arbeitsmarkts, wenngleich der Übergang in reguläre Be-
schäftigung weiterhin im Blick zu behalten ist. Im Vordergrund steht vielmehr die 
Verbesserung sozialer Teilhabe, die gerade durch langandauernde Arbeitslosigkeit 
beeinträchtigt werden kann (Kupka/Wolff 2013: 71). 
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4 Zielgruppe und Wirkungen des sozialen Arbeitsmarktes 

Zielgruppe eines sozialen Arbeitsmarkts sind Personen, die trotz einer guten kon-
junkturellen Ausgangslage mittelfristig keine Chancen auf eine Integration in den 
ersten Arbeitsmarkt haben, die mindestens zwei Jahre arbeitslos waren und mehre-
re Merkmale aufweisen, die eine Integration in den allgemeinem Arbeitsmarkt er-
schweren. Der soziale Arbeitsmarkt ist folglich ein nachrangiges Programm, wenn 
alles „Fördern und Fordern“ sich als vergeblich erwiesen hat. Der soziale Arbeits-
markt stellt daher besondere Anforderungen an eine sorgfältige Auswahl der Ziel-
gruppe. Die Förderung von Personen, die realistische Chancen am ersten Arbeits-
markt haben, ist zu vermeiden, weil damit Förderkapazitäten für solche Personen, 
deren einzige Chance in der öffentlich geförderten Beschäftigung liegt, verloren ge-
hen. 

Die Diskussion um den sozialen Arbeitsmarkt muss in Deutschland vor dem Hinter-
grund der hiesigen, im internationalen Vergleich äußerst niedrigen Schwelle der 
Erwerbsfähigkeit geführt werden. Die Definition der Erwerbsfähigkeit (§ 8 SGB II) ist 
besonders inklusiv (Konle-Seidl/Eichhorst 2008: 15 f.). Daraus folgt, dass in 
Deutschland Personen als erwerbsfähig gelten, die in anderen Industrienationen 
Erwerbsunfähigkeitsrenten erhalten und dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung ste-
hen (Erlinghagen/Zink 2008).  

Ziel der deutschen Gesetzgebung ist die Integration möglichst aller Erwerbsfähigen 
in Erwerbsarbeit oder zumindest die Verminderung des individuellen Leistungsbe-
zugs. Daraus folgt, dass die Arbeitsmarktintegration von Personen mit so schwieri-
gen Problemlagen wie chronischen körperlichen und/oder psychischen Erkrankun-
gen sowie von Personen mit akuten oder überwundenen Suchtproblemen, die zwar 
durch Einschränkungen der Leistungsfähigkeit und der faktischen Beschäftigungs-
fähigkeit (Apel/Fertig 2009) belastet, aber faktisch und formell als erwerbsfähig gel-
ten, in den Aufgabenbereich der Arbeitsmarktpolitik fallen. Ziel der Gesetzgebung ist 
es also, auch solche Personen in den Arbeitsmarkt zu integrieren, die, wenn über-
haupt, höchstens verminderte Zugangschancen haben. Auch dies verweist auf den 
Bedarf an einem sozialen Arbeitsmarkt als speziellem Zielgruppenprogramm. 

Unter Berücksichtigung verschiedener Indikatoren und Datenquellen1 hat das IAB 
für das Jahr 2011 einen Bedarf für einen sozialen Arbeitsmarkt für eine Anzahl von 
zwischen 100.000 und 200.000 Personen mit schwerwiegenden individuellen Ver-
mittlungshemmnissen geschätzt. Für die Obergrenze wurde eine weite Abgrenzung 

                                                
1 Fehlende Ausbildung und Gesundheitsprobleme entsprechend den Angaben der Statistik 

der Bundesagentur für Arbeit; ein langfristiger Leistungsbezug nach Beobachtungen mit 
dem administrativen Panel des IAB von Bedarfsgemeinschaften und ihren Haushaltsmit-
gliedern; das Vorliegen von mehr als drei Vermittlungshemmnissen nach PASS. 
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von Personen gewählt, die mindestens 25 Jahren alt sind und mindestens zwei Jah-
re arbeitslos waren sowie – neben der langen Dauer – wenigstens ein weiteres 
Vermittlungshemmnis aufwiesen. In der engeren Abgrenzung wurde von wenigstens 
zwei weiteren Vermittlungshemmnissen ausgegangen (Koch/Kupka 2012: 28).  

Da die Zielsetzung des sozialen Arbeitsmarkts nicht primär die Integration in den 
allgemeinen Arbeitsmarkt, sondern die Verbesserung der materiellen, kulturellen 
und sozialen Teilhabe ist, soll dargestellt werden, welche Teilhabe-Effekte die Teil-
nahme an Maßnahmen hat. Dabei wird rekurriert auf quantitative und qualitative 
Forschungsergebnisse aus den Evaluationen zum Beschäftigungszuschuss (BEZ; 
„JobPerspektive“). Die teilhabefördernden Effekte des BEZ wurden im Rahmen ei-
ner vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales finanzierten Evaluationsstudie 
untersucht (ISG/IAB/RWI 2011). Hier zeigte sich auf Basis einer repräsentativen 
Panelerhebung, „dass Personen, die mit dem Beschäftigungszuschuss gefördert 
werden, ihre gesellschaftliche Teilhabe deutlich besser bewerten als eine Kontroll-
gruppe erwerbsfähiger Grundsicherungsbezieher, die keine derartige Förderung 
erhalten“ (Christoph et. al. 2015: 5). 

Abbildung 4: Auswirkungen des Beschäftigungszuschusses auf 
die gesellschaftliche Teilhabe der Teilnehmer 

 
Übereinstimmend kamen die qualitativen Untersuchungen im Rahmen der bundes-
weiten Evaluation und der Evaluation der „JobPerspektive“ in NRW zum Resultat, 
dass die „Normalitätssuggestion“ (Bauer et al. 2011a: 37 ff.) des sozialen Arbeits-
markts eine relevante Rolle spielt und eine Normalisierung der eigenen Lebensum-
stände (Hirseland/Ramos Lobato/Ritter 2012) für die Geförderten bewirken kann. 
Zentral für die Normalisierungseffekte war es, dass die Geförderten sich nicht länger 
als „Almosenempfänger“ betrachten mussten, sondern – trotz der Höhe der Subven-
tion – die Erfahrung machen konnten, einen „eigenen Lohn“ zu erwirtschaften. Die-
ser Umstand wurde als Statusaufwertung erlebt und war mit einem Zugewinn an 
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Selbstbewusstsein verbunden. „Auf dieser Grundlage konnten auch Kontakte und 
Aktivitäten mit Nicht-Leistungsbeziehern intensiviert werden, die zuvor teils aus 
Scham eingestellt wurden. Entsprechend ließ sich eine stärkere Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben und an sozialen Aktivitäten – z. B. gemeinsames Ausgehen – 
beobachten, als dies während der Arbeitslosigkeit der Fall war“ (Christoph et al. 
2015: 6).  

Weitere zentrale Wirkungsdimensionen bestanden in der Dauer der Förderung, die 
ebenso wie die Erfahrung der Unabhängigkeit vom Jobcenter zu einer Veralltägli-
chung der Situation der Erwerbsarbeit führte. Allerdings kamen beide Studien eben-
falls übereinstimmend zu dem Resultat, dass gegen Ende der Vertragslaufzeit die 
Angst vor erneuter Arbeitslosigkeit und Abhängigkeit von Grundsicherung die Effek-
te der Förderung erheblich überlagerten und Aussichtslosigkeit wieder dominierte. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass geförderte sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung geeignet ist, die Teilhabedefizite von Personen, die sehr lange ar-
beitslos waren und keine realistische Aussicht auf Integration in den ersten Arbeits-
markt haben, zu kompensieren. Dafür ist insbesondere die Erfahrung regelmäßiger, 
als sinnvoll empfundener Arbeit für einen eigenen Lohn, die trotz Subventionierung 
als wertvoll erfahren wird, ausschlaggebend. Die Langfristigkeit der Förderung und 
die Unabhängigkeit beziehungsweise Distanz zum Jobcenter haben ebenfalls Nor-
malisierungseffekte. 

Die Studien haben auch gezeigt, wie problematisch die Lebenslagen der Geförder-
ten sein können, und dass sowohl innerbetriebliche Konflikte als auch Probleme in 
der außerberuflichen Lebensführung die Stabilität der geförderten Beschäftigung 
gefährden können. Deshalb wurde empfohlen, über eine sozialpädagogische Be-
gleitung der geförderten Beschäftigung im sozialen Arbeitsmarkt nachzudenken. 

5 Erste ausgewählte Ergebnisse der Evaluation der 
„Modellprojekte ögB NRW“  

Gewissermaßen das Monitum einer sozialpädagogischen Begleitung der öffentlich 
geförderten Beschäftigung aufnehmend, werden im Rahmen der „Modellprojekte 
öffentlich geförderte Beschäftigung NRW“ Geförderte von sogenannten Job-
coaches mit einem Stellenschlüssel von 1:20 begleitet. Das IAB und das Institut für 
Sozialforschung und Gesellschaftspolitik (ISG) führen gemeinsam eine umfangrei-
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che Evaluation2 dieser Programme durch, die sich schwerpunktmäßig auch auf das 
„Coaching“ bezieht. Aus der laufenden Evaluation, die Ende September 2015 been-
det sein wird, sollen hier einige einschlägige und belastbare erste Ergebnisse vor-
gestellt werden. 

Das Coaching ist einerseits auf die Stabilisierung der Beschäftigungssituation und 
die Vermittlung bei Konflikten im Betrieb gerichtet, andererseits aber auch auf mög-
liche Probleme in der außerberuflichen Lebensführung der gefördert Beschäftigten, 
die die Beschäftigung gefährden und die Chancen auf eine Integration in den ersten 
Arbeitsmarkt mindern könnten. Zudem unterstützen die sozialpädagogischen Be-
gleiter die Beschäftigten bei der Orientierung am Arbeitsmarkt, entwickeln Qualifika-
tionspläne und organisieren arbeitsbezogene Qualifikationen. Des Weiteren helfen 
sie bei der Stellensuche und bei Bewerbungsprozessen. Von Bedeutung ist zudem, 
dass sie Geförderten in erheblichem Umfang den Weg zu kommunalen Beratungs-
dienstleistungen ebnen, da häufig Suchtprobleme, Probleme mit Wohnung und 
Überschuldung sowie Schwierigkeiten bei der Gewährleistung der Kinderbetreuung 
vorliegen, die sowohl die Teilnahme am Modellprojekt als auch die Aussicht auf In-
tegration in den allgemeinen Arbeitsmarkt beeinträchtigen können. 

Ein zentrales Ergebnis ist, dass die öffentlich geförderte Beschäftigung (ögB) in den 
Modellprojekten NRW eine erhebliche Wirkung auf die soziale Teilhabe der Geför-
derten hat. Sie ist im Falle der „Modellprojekte ögB NRW“ sogar noch etwas größer 
als die genannte Wirkung des Beschäftigungszuschusses, was auf die sozialpäda-
gogische Unterstützung zurückzuführen sein dürfte. Mit anderen Worten: Insoweit 
der soziale Arbeitsmarkt in erster Linie auf die Verbesserung der sozialen, kulturel-
len und materiellen Teilhabe zielt, muss er als ein wirksames Mittel zur Erreichung 
dieses Ziels bei der Zielgruppe betrachtet werden. Es hat sich im Rahmen der aktu-
ellen Evaluation eindrucksvoll erwiesen, dass es die Normalisierungsfunktion sozial-
versicherungspflichtiger und fordernder Beschäftigung, eines eigenen Einkommens 
und der Unabhängigkeit von Grundsicherung sind, die diese Wirkung erzielen. Die 
Unterstützung der Jobcoaches spielt dabei vor allem für Personen, die einem erheb-
lichen Problemdruck ausgesetzt sind, eine große Rolle. Immerhin ein gutes Drittel 
der Geförderten geben an, dass ihre Langzeitarbeitslosigkeit auf persönliche Prob-

                                                
2 Die Evaluation durch IAB/ISG verbindet qualitative und quantitative Methoden der empiri-

schen Sozialforschung sowie eine Implementations- mit einer Wirkungsanalyse. Sie legt 
besonderen Wert auf die Umsetzung der sozialpädagogischen Begleitung der Geförder-
ten, erhebt aber auch Selbsteinschätzungen der Geförderten zu Arbeitsanforderungen, 
Entwicklungen, Teilhabeerfahrungen und Beratungsleistungen im Modellprojekt. Zugleich 
wurden auch die Jobcoaches qualitativ und quantitativ befragt. Die Ergebnisse der Eva-
luation werden voraussichtlich ab Oktober 2015 auf der Homepage des IAB erhältlich 
sein. 
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leme zurückzuführen sei. Da dies fraglos ein schambesetzter Sachverhalt ist, ist 
dieser Anteil als äußerst hoch einzuschätzen. 

Die Geförderten bewerten nicht nur ihre gesellschaftliche Teilhabe deutlich positiver 
als etwa die Vergleichsgruppe aller erwerbsfähigen Leistungsbezieher im SGB II 
oder auch die ehemaligen Geförderten in der „JobPerspektive“. Auch die Einkom-
menssituation, die allgemeine Lebenszufriedenheit und die Erwartung der Lebenssi-
tuation in der Zukunft werden besser beurteilt. Daraus kann geschlossen werden, 
dass sich nicht nur die aktuelle Situation verbessert hat, sondern bei vielen Geför-
derten auch die Resignation und Hoffnungslosigkeit, die mit sehr langer Arbeitslo-
sigkeit verbunden ist, zurückgegangen ist. Dem entspricht, dass immerhin die Hälfte 
der Geförderten angibt, der Jobcoach habe sie bei der Entwicklung einer neuen 
beruflichen Perspektive unterstützt. 49 Prozent führen zudem eine Verbesserung 
ihrer Leistungsfähigkeit, Ausdauer und Kondition ins Feld, 56 Prozent der Geförder-
ten berichten von einer Verbesserung ihrer beruflichen Aussichten. Schließlich gibt 
ein knappes Viertel der Geförderten an, im Rahmen des Modellprojekts einen Ab-
schluss gemacht oder Zertifikate erworben zu haben, die bei der Suche nach einem 
Arbeitsplatz nützlich sein werden. 

Insgesamt legen es die genannten Ergebnisse nahe, dass in den Modellprojekten 
einerseits Wirkungen3 auf die soziale Teilhabe erreicht wurden, andererseits aber 
auch die Integration in den ersten Arbeitsmarkt nicht aus dem Blick verloren wurde. 
Es war nicht nur die Teilnahme am Projekt ohnehin befristet, so dass zumindest 
objektiv Arbeitsmarktintegration nach Ende des Programms wieder Thema wird, 
sondern es wurden auch Unterstützungsleistungen erbracht, die auf eine reguläre 
Integration verweisen und Kräfte mobilisieren, dies auch aus eigener Kraft zu versu-
chen. 

Hier ist gleichwohl eine realistische Einschätzung geboten: Nicht alle Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer der Modellprojekte haben realistische Chancen, bald in den 
ersten Arbeitsmarkt integriert werden zu können. Das spiegelt sich gleichermaßen in 
den Selbsteinschätzungen der Geförderten als auch im Expertenurteil der Jobcoa-
ches wider. Immerhin 22 Prozent der Geförderten rechnen sich nämlich auch nach 
Abschluss der Teilnahme keine Chancen am Arbeitsmarkt aus. Auch aus der Per-
spektive der Jobcoaches gibt es Beschäftigte, die auch nach Abschluss des Modell-
projekts noch erheblichen Unterstützungsbedarf haben. So schätzen die Jobcoa-
ches den Anteil derer, bei denen es kaum zu einer fachlichen Entwicklung gekom-
men ist auf zehn Prozent. Der Anteil der Geförderten, bei denen es kaum zu einer 

                                                
3 Es wird angestrebt, auch Beschäftigungswirkungen der Teilnahme am Modellprojekt in 

einem Kontrollgruppendesign zu ermitteln. Ergebnisse dazu sind für das Frühjahr 2017 
zu erwarten. 
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Persönlichkeitsstabilisierung gekommen ist, also nach wie vor eine beträchtliche 
Labilität vorliegt, wird von den Jobcoaches mit 13 Prozent veranschlagt. Das deutet 
darauf hin, dass es unter den Langzeitarbeitslosen Gruppen gibt, die dauerhafter 
Unterstützung bedürfen und kaum innerhalb von zwei Jahren eine hinreichende 
Arbeitsmarktnähe entwickeln können, um Integrationsaussichten zu haben. 

Angesichts der speziellen Zielgruppe für den sozialen Arbeitsmarkt und Befunden 
zur Entwicklung der Geförderten könnte ein temporaler Förderhorizont, der die ge-
genwärtig festgelegten 24 Monate in fünf Jahren überschreitet, für Teile der Ziel-
gruppe angemessen sein. Allerdings ist es empfehlenswert, auch im Rahmen län-
gerfristiger individueller Gewährung öffentlich geförderter Beschäftigung prinzipiell 
zu überprüfen, ob eine realistische Chance für einen Übergang in den ersten Ar-
beitsmarkt besteht, um ungewünschte „Einsperreffekte“ zu vermeiden. Hier könnten 
etwa Modelle einer sequenziellen Förderung genutzt werden, die nach Ablauf einer 
Förderphase eine weitere Förderung ermöglichen, wenn nach wie vor keine Integra-
tionsaussichten bestehen. 

Die Einschätzungen der Jobcoaches verweisen auf ein weiteres Thema, das in die-
sem Kontext von Relevanz ist: die Nachbetreuung durch Sozialpädagogen oder 
andere Spezialisten. Sie schätzen den Anteil derer, die von einer weiteren persönli-
chen Betreuung profitieren können, auf 65 Prozent unter den Geförderten. Dabei 
muss es sich nicht in allen Fällen um eine institutionalisierte Nachbetreuung durch 
das Modellprojekt handeln, es können damit durchaus auch Dienstleistungen von 
Ärzten, Therapeuten oder kommunalen Beratungsstellen gemeint sein. 90 Prozent 
der Jobcoaches geben an, dass die Kooperation mit diesen ein Bestandteil ihrer 
Arbeit ist; durchschnittlich vermittelt jeder Jobcoach circa sechs Fälle an derartige 
Beratungen, und ein Viertel aller Geförderten gibt an, im Laufe des Modellprojekts 
kommunale Beratungsleistungen genutzt zu haben. Es ist demnach davon auszu-
gehen, dass in den „Modellprojekten ögB NRW4“ circa 250 Personen den Weg zu 
kommunalen Beratungsleistungen gefunden haben. All dies verweist auf einen Un-
terstützungsbedarf im sozialen Arbeitsmarkt, der mit Instrumenten, die ausschließ-
lich und kurzfristig auf die Integration in den ersten Arbeitsmarkt bezogen sind, nicht 
bewältigt werden kann. 

Ein relevanter Teil der Evaluation der „Modellprojekte ögB NRW“ konzentrierte sich 
auf die Analyse der sozialpädagogischen Begleitung der geförderten Arbeit selbst. 
Dabei erwies es sich als notwendig, dass hier professionelle sozialpädagogische 
Kriseninterventionskompetenzen vorgehalten wurden. Nur die Kompetenz und Er-

                                                
4 Das gilt nur für den Ausschnitt der rund 1000 Geförderten, die in der Förderphase vor 

Umstellung auf die Regelförderung berücksichtigt wurden, da die Evaluation sich lediglich 
auf diesen Ausschnitt beschränkte. 
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fahrung von Spezialisten ermöglicht die Moderation von betrieblichen Konflikten. Sie 
beruhen häufig darauf, dass die unmittelbaren Vorgesetzten der Geförderten kaum 
beurteilen können, ob ein moniertes Fehlverhalten aufgrund von eingeschränktem 
Leistungsvermögen, das aufgrund der Subvention schlicht zu akzeptieren ist, oder 
aufgrund von durchaus steuerbaren Verhaltensabweichungen der Geförderten zu-
stande kommt. Die begleitenden Sozialpädagogen können im Idealfall gleicherma-
ßen Verständnis für solche Verhaltensabweichungen  erzeugen als auch dazu bei-
tragen, dass Verhaltensabweichungen, die auch aufgrund der dauerhaften Entwöh-
nung der speziellen Situation abhängiger Arbeit wahrscheinlich sind, vorübergehend 
geduldet werden. Dabei tragen Sozialpädagogen selbst dazu bei, dass die Verhal-
tensabweichungen möglichst schnell eingestellt werden.  

Grundsätzlich muss zudem festgehalten werden, dass die Erwartung, Leistungs-
steigerungen bei den Geförderten durch die Teilnahme zu erreichen, Überforde-
rungssituationen wahrscheinlich macht. Auch für die angemessene Dosierung von 
derartigen Anforderungen ist die Präsenz von erfahrenem und geschultem sozialpä-
dagogischem Personal hilfreich. Die Begleitung kann nur erfolgreich sein, wenn es 
den Sozialpädagogen gelingt, ein Vertrauensverhältnis zu den Geförderten aufzu-
bauen. Die hohen Quoten von Vermittlungen zu kommunalen Beratungsleistungen 
lassen sich ebenfalls nur durch dieses Vertrauensverhältnis erklären. Es ist in der 
Untersuchung deutlich geworden, dass die Begleitung erfolgreich sein kann, aber 
auch eine äußerst komplexe und schwierige Aufgabe ist, für deren Bewältigung es 
ausgewiesener Fachkompetenzen bedarf. 

6 Diskussion des Passiv-Aktiv-Transfers zur Finanzierung 
eines sozialen Arbeitsmarktes 

Grundsätzlich ist klar, dass ein sozialer Arbeitsmarkt eine verlässliche und stabile 
Finanzierungsgrundlage braucht. Die Implementationsstudie zum BEZ (Bauer et al. 
2011b) in NRW hat beispielsweise deutlich gezeigt, dass vermutete Finanzierungs-
unsicherheiten für die Umsetzungsverantwortlichen in den Jobcentern (damals: Ar-
beitsgemeinschaften SGB II und zugelassene kommunale Träger) ein Problem dar-
stellen, das zu einer Zurückhaltung bei der Umsetzung der öffentlich geförderten 
Beschäftigung führen kann, die nicht mit einer vorsichtigen Selektion der Förderbe-
rechtigten, sondern vor allem haushaltstechnisch begründet wird. 

Die Idee des Passiv-Aktiv-Transfers (PAT) zielt auf die Finanzierung von Beschäfti-
gungsverhältnissen im sozialen Arbeitsmarkt. Sie besteht unter anderem darin, die 
Leistungen zum Lebensunterhalt und die Kosten der Unterkunft, die für eine Person 
voraussichtlich verausgabt werden müssen, in einen Lohnkostenzuschuss umzu-
wandeln. Es wird davon ausgegangen, dass durch öffentlich geförderte sozialversi-
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cherungspflichtige Beschäftigung direkte Einsparungen entstehen, weil aufgrund der 
erzielten Erwerbseinkommen passive Arbeitslosengeld-II-Leistungen für die Geför-
derten und ihre Bedarfsgemeinschaften geringer ausfallen oder entfallen. Es liegen 
bislang5 keine Ergebnisse empirischer Forschungsarbeiten zu den tatsächlichen 
Einspar- und gesamtfiskalischen Einnahmeeffekten des PAT vor, die Idee wurde 
bislang nicht realisiert und beforscht. Das IAB hat selbst keine Modellrechnungen 
dazu angestellt, sich aber skeptisch zu Modellrechnungen geäußert. Auf der Ebene 
grundsätzlicher Erwägungen hat sich das IAB allerdings mehrfach in Stellungnah-
men geäußert. Dabei steht außer Frage, dass bei der Förderung eines sozialen Ar-
beitsmarkts mögliche Einspar- und gesamtfiskalische Einnahmeeffekte zu berück-
sichtigen und in die politische Debatte einzubeziehen sind. Die genaue Höhe dieser 
Effekte (gerade auf der Ebene der Jobcenter) hängt aber von vielfachen Bedingun-
gen des Erfolgs oder Misserfolgs der konkreten Umsetzung ab, so dass ein unmit-
telbarer Einsatz der eingesparten passiven Leistungen für die Finanzierung des so-
zialen Arbeitsmarkts problembehaftet sein kann. 

Die zentralen Kritikpunkte, die das IAB auf dieser Argumentationsebene (Kupka, 
Wolf 2013) benennt, werden hier wiederholt: Das erste Argument bezieht sich auf 
die Schwierigkeiten bei der exakten Ermittlung der Einsparungen in den Jobcentern: 
Die Argumentation für einen Passiv-Aktiv-Transfer „übersieht, dass neben direkten 
Förderkosten und direkten Einsparungen auch indirekte und für die Jobcenter nicht 
quantifizierbare Kosten oder Einsparungen anfallen. Hätte ein Teil der Geförderten 
beispielsweise auch ohne die Förderung eine Erwerbstätigkeit aufgenommen, dann 
läge für diese Personen unter Umständen gar keine unmittelbare Einsparung vor. 
Nach dem Abschluss von Teilnahmen könnten abhängig von ihrem Erfolg oder 

                                                
5 Allerdings wird im Rahmen der vom ISG und vom IAB durchgeführten Evaluation des 

Programms „Modellhafte Entwicklung eines sozialen Arbeitsmarkts `Passiv-Aktiv-
Tausch`“ in Baden-Württemberg auch eine Kosten-Nutzen-Analyse durchgeführt. Für die 
Ermittlung der Gesamtkosten werden zunächst die direkten Kosten der Förderung (Zu-
schuss nach §16e SGB II sowie zusätzliche Landesmittel) erfasst. Zu diesen werden die 
ggf. anfallenden indirekten Kosten hinzugezählt. Dabei kann es sich um Kosten etwaiger 
Lock-In-Effekte handeln (das heißt Verzicht auf die Einsparung von Leistungen, Verzicht 
auf Steuereinnahmen sowie Abgaben zur Sozialversicherung). Diesen Kosten werden 
Einsparungen beziehungsweise zusätzlichen Einnahmen gegenübergestellt. Bei diesen 
handelt es sich zunächst einmal um die Einsparungen an passiven Leistungen bei den 
PAT-Geförderten sowie um Einsparungen durch den Wegfall alternativer Fördermaß-
nahmen während des PAT-Förderzeitraums (zum Beispiel Teilnahmen an AGH, die statt-
gefunden hätten, wenn die Personen nicht in PAT eingetreten wären). Schließlich kom-
men gegebenenfalls noch zusätzliche Einnahmen durch kausale Beschäftigungseffekte 
nach Ablauf der Förderung hinzu. Hierfür wird auf die Prozessdaten zurückgegriffen so-
wie – sofern nötig – auf andere Datenquellen wie den Mikrozensus oder das SOEP, um 
beispielsweise die durchschnittliche Entlohnung von Personen abzuschätzen, die den 
Leistungsbezug durch Aufnahme einer Beschäftigung verlassen haben. Die Ergebnisse 
dieses Moduls sollen im Endbericht dargestellt werden. Die Ergebnisse dieser Analysen 
sind voraussichtlich ab September 2016 verfügbar (vgl. ISG/IAB 2015). 
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Misserfolg weitere Einsparungen und Steuer- und Abgabenmehreinnahmen oder 
zusätzliche Ausgaben für Transferleistungen und weitere Fördermaßnahmen sowie 
Mindereinnahmen entstehen. Die Jobcenter können die Nettoeinsparung daher 
nicht zuverlässig ermitteln. Dazu müsste in regelmäßigen Abständen eine detaillier-
te und komplexe Kosten-Nutzen-Analyse (auf Jobcenterebene) durchgeführt wer-
den. Das wäre mit erheblichen Kosten verbunden“ (Kupka/Wolff 2013). 

Ein weiteres Argument zielt auf das Risiko von Fehlsteuerungen: Wenn haushalts-
technisch eingesparte Transferleistungen für öffentlich geförderte Beschäftigung 
eingesetzt werden sollen, können diese Mittel „nicht für andere Fördermaßnahmen 
verausgabt werden, die aber im Einzelfall zweckmäßiger sein können, wie zum Bei-
spiel Förderung der beruflichen Weiterbildung. Darüber hinaus entsteht durch den 
Passiv-Aktiv-Tausch auch ein Anreiz, mehr Personen in öffentlich geförderte Be-
schäftigung zu bringen, selbst wenn diese der Integration der Betroffenen schadet 
und zur Verbesserung der Eingliederungschancen andere Förderinstrumente und 
Integrationsstrategien geeigneter wären.“ (Kupka/Wolff 2013). 

Kupka/Wolff (2013) führen weiter aus: „Die Politik sollte schließlich nicht übersehen, 
dass jede Fördermaßnahme mit Kosten und mit Einnahmen verbunden ist. Aller-
dings treten nicht alle (potenziellen) Kosten- und Einnahmekomponenten von An-
fang an auf, teilweise finden sie sich auch bei anderen Gebietskörperschaften oder 
öffentlichen Kassen, insbesondere der Sozialversicherung. Bei Lohnkostenzuschüs-
sen oder einer Einstiegsgeldförderung (§ 16d SGB II) bei Aufnahme einer sozialver-
sicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit werden unmittelbar nach Förderbeginn passi-
ve Leistungen eingespart und zusätzliche Steuern und Sozialabgaben eingenom-
men. Bei anderen Maßnahmen stellen sich die Erträge, abhängig vom Fördererfolg, 
erst nach einigen Monaten oder sogar Jahren ein, wie bei der Förderung der berufli-
chen Weiterbildung oder betrieblichen Trainingsmaßnahmen als Maßnahmen zur 
Aktivierung und beruflichen Eingliederung (§ 45 SGB III) bei einem Arbeitgeber. 
Dann käme aber ein Passiv-Aktiv-Transfer auch für andere Förderungen in Betracht 
und dürfte nicht auf eine Maßnahme beschränkt werden, damit es nicht zu einem 
verzerrten Einsatz unterschiedlicher Fördermöglichkeiten kommt.“ 
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